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BUNDESGERICHTSHOF 

 
IM NAMEN DES VOLKES 

 
URTEIL 

VI ZR 1370/20 Verkündet am: 
 12. März 2024 
 Böhringer-Mangold 
 Justizamtsinspektorin 
 als Urkundsbeamtin 
 der Geschäftsstelle 

in dem Rechtsstreit 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: ja 

BGHR: ja 

JNeu: ja 

                                        

 
ZPO § 286 B, §§ 355 ff.; GG Art. 1 Abs. 1, 3, Art. 2 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1, Art. 13 
Abs. 1, Art. 20 Abs. 3, Art. 103 Abs. 1; EU-Grundrechtecharta Art. 7, 8, 16, 47 
Abs. 2; EMRK Art. 6; BDSG aF § 4 Abs. 1, § 6b Abs. 1, § 28 Abs. 1 oder § 29 
Abs. 1; DSGVO Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e , Art. 6 Abs. 2, Art. 6 Abs. 3 Satz 1 
Buchst. b, Satz 4; StGB § 193; BGB § 823 Abs. 1 Ah 
 
1. a) Die Frage, ob die auf einer unzulässigen Videoüberwachung beruhenden 

Erkenntnisse einer Partei bei der gerichtlichen Entscheidungsfindung ver-
wertet werden dürfen, ist unter Berücksichtigung der Vorgaben der Daten-
schutzgrundverordnung zu beurteilen. 

 
 b) Der Unionsgesetzgeber hat den Mitgliedstaaten in Art. 6 Abs. 2 und 3 

DSGVO hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
öffentliche Hand (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e DSGVO) die Möglichkeit 
eröffnet, nationale Bestimmungen beizubehalten oder einzuführen, mit de-
nen sie die Anwendung der Vorschriften der DSGVO genauer festlegen und 
konkretisieren. Die Absätze 2 und 3 enthalten damit Öffnungsklauseln zu-
gunsten der Mitgliedstaaten. 
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 c) Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten bei der 

gerichtlichen Entscheidungsfindung im deutschen Zivilprozess sind die im 
Lichte des Grundgesetzes auszulegenden Bestimmungen der Zivilprozess-
ordnung über die Berücksichtigung von Parteivorbringen und Beweisange-
boten, insbesondere die § 286 Abs. 1, §§ 355 ff. ZPO. 

 
2. Bei der Geldentschädigung wegen Verletzung des allgemeinen Persönlich-

keitsrechts handelt es sich um ein besonderes Rechtsinstitut, das auf den 
Schutzauftrag aus Art. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG zurückgeht. Sie ist vom Schmer-
zensgeld im Sinne des § 253 Abs. 2 BGB wegen der Verletzung eines der dort 
genannten Rechtsgüter zu unterscheiden. Führt die Handlung, die eine Per-
sönlichkeitsrechtsverletzung zur Folge hatte, auch zu einer Verletzung der Ge-
sundheit, so muss die darin liegende Beeinträchtigung zum Gegenstand eines 
Schmerzensgeldanspruchs gemacht werden und kann nicht stattdessen zur 
Begründung einer schwerwiegenden Persönlichkeitsrechtsverletzung heran-
gezogen werden. 

 
BGH, Urteil vom 12. März 2024 - VI ZR 1370/20 - LG Berlin 
 AG Berlin-Mitte 
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 12. März 2024 durch den Vorsitzenden Richter Seiters, die Richterinnen von 

Pentz und Müller sowie die Richter Dr. Klein und Dr. Allgayer 

für Recht erkannt: 

Die Revisionen der Klägerin und der Beklagten zu 1 gegen das Ur-

teil der 67. Zivilkammer des Landgerichts Berlin vom 13. Februar 

2020 werden zurückgewiesen. 

 

Die Gerichtskosten des Revisionsverfahrens tragen die Klägerin zu 

45 % und die Beklagte zu 1 zu 55 %. Die Klägerin trägt die außer-

gerichtlichen Kosten der Beklagten zu 2, zu 3 und zu 4 im Revisi-

onsverfahren sowie 45 % der außergerichtlichen Kosten der Be-

klagten zu 1 im Revisionsverfahren. Die Beklagte zu 1 trägt 55 % 

der außergerichtlichen Kosten der Klägerin im Revisionsverfahren. 

Im Übrigen trägt jede Partei ihre außergerichtlichen Kosten im Re-

visionsverfahren selbst. 

Von Rechts wegen 

 

Tatbestand: 

Die Klägerin, ein landeseigenes Wohnungsunternehmen, verlangt als Ver-

mieterin von den Beklagten die Räumung und Herausgabe zweier Mietwohnun-

gen. Die Beklagte zu 1 macht widerklagend - soweit im Revisionsverfahren noch 

von Interesse - Ansprüche auf Geldentschädigung aus eigenem sowie aus abge-

tretenem Recht ihrer Söhne, der Beklagten zu 2 und zu 3, wegen einer von der 
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Klägerin veranlassten verdeckten Videoüberwachung der Wohnungseingangs-

bereiche durch eine Privatdetektivin geltend. 

Die Beklagte zu 1 ist seit Februar 2007 Mieterin einer in der Z-Straße 3 in 

B. gelegenen 4-Zimmer-Wohnung, in der auch der Beklagte zu 3 lebt. Seit Feb-

ruar 2008 ist sie außerdem Mieterin einer in der Z-Straße 2 in B. gelegenen 5-

Zimmer-Wohnung, in der der Beklagte zu 2 lebt. Dieser war im September 2012 

als weiterer Mieter in das Mietverhältnis eingetreten. Die Beklagte zu 4 ist die 

Mutter der Beklagten zu 1 und unterhält nach dem Vortrag der Beklagten in der 

angemieteten Wohnung in der Z-Straße 2 einen Nebenwohnsitz. 

Die Klägerin mahnte die Beklagte zu 1 im Januar 2017 wegen unberech-

tigter Untervermietung der Wohnung in der Z-Straße 2 ab, nachdem Herr J. ihr 

im Oktober 2016 mitgeteilt hatte, er lebe in dieser Wohnung in einer Wohnge-

meinschaft mit drei anderen Mitbewohnern. Am 4. September 2017 informierten 

Dritte die Klägerin über einen Polizeieinsatz in der Wohnung in der Z-Straße 3, 

dessen Grund Streitigkeiten zwischen der Beklagten zu 1, dem Beklagten zu 3 

und zwei Untermieterinnen gewesen seien. Zu diesem Zeitpunkt wohnten in der 

Wohnung in der Z-Straße 2 drei Studenten zur Untermiete. Daraufhin mahnte die 

Klägerin die Beklagte zu 1 am 11. September 2017 wegen unberechtigter Unter-

vermietung beider Wohnungen ab. Am 25. September 2017 besichtigte die zu-

ständige Verwalterin der Klägerin beide Wohnungen und bildete sich dabei die 

Auffassung, die zur Untervermietung vorgesehenen Zimmer seien als solche klar 

erkennbar. Am 6. November 2017 kontaktierte Herr S. die Klägerin und teilte mit, 

dass er als Untermieter der Beklagten zu 1 einen Monat in der Wohnung in der 

Z-Straße 3 gewohnt habe. Daraufhin erklärte die Klägerin am selben Tag eine 

erneute Abmahnung wegen unberechtigter Untervermietung. 

2 
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Die Klägerin beauftragte sodann eine Detektei, die vom 9. November bis 

zum 11. Dezember 2017 jeweils vom Treppenhaus aus den Eingangsbereich der 

Wohnungen mit versteckten Videokameras überwachte, die Aufnahmen spei-

cherte und ein Protokoll darüber erstellte, wann welche Personen ein- und aus-

gegangen waren. Die Kameras waren gegenüber den Wohnungseingangstüren 

installiert und erfassten bei geöffneter Wohnungstür den Eingangsbereich inner-

halb der Wohnungen. Am 15. Januar 2018 erklärte die Klägerin die außerordent-

liche, hilfsweise ordentliche Kündigung beider Mietverhältnisse wegen der unge-

nehmigten Untervermietung. Anlässlich einer Ortsbesichtigung am 25. Septem-

ber 2017 sei festgestellt worden, dass in der Z-Straße 3 zwei Zimmer als Zimmer 

für die Vermietung an dritte Personen hergestellt gewesen seien. In der Wohnung 

in der Z-Straße 2 seien drei Zimmer in dieser Weise eingerichtet gewesen. Eine 

von ihr beauftragte Detektei habe festgestellt, dass die Wohnung in der Z-Straße 

2 im Zeitraum vom 9. November 2017 bis 11. Dezember 2017 sechs Männern 

und einer Frau überlassen worden sei, die jeweils mit eigenen Schlüsseln ein- 

und ausgegangen seien. In der Wohnung in der Z-Straße 3 seien in dieser Zeit 

vier Personen (drei männliche und eine weibliche) als Bewohner identifiziert wor-

den. Im Schriftsatz vom 19. Februar 2018 sprach die Klägerin wegen desselben 

Sachverhalts erneut eine außerordentliche, hilfsweise ordentliche Kündigung bei-

der Mietverhältnisse aus. 

Die Beklagte zu 1 führte daraufhin im laufenden Räumungsrechtsstreit im 

Schriftsatz vom 1. August 2018 aus: "Überhaupt erinnern mich die Methoden der 

Klägerin an Stasi Praktiken, wo die Nachbarn sich gegenseitig ausspionieren und 

gegeneinander aussagen mussten, wie die Klägerin es möglicherweise zu DDR-

Zeiten praktizierte, als im Dienste des Staates gewesen und diese Praktiken bis 

heute nicht ablegen kann." Gestützt auf diese Äußerung erklärte die Klägerin im 

Schriftsatz vom 17. September 2018 ein weiteres Mal die außerordentliche frist-

lose, hilfsweise ordentliche Kündigung beider Mietverhältnisse. 
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Das Amtsgericht hat die außerordentlichen Kündigungen vom 15. Januar 

2018 als wirksam angesehen und die Beklagten zur Räumung und Herausgabe 

der Wohnungen - die Beklagten zu 1 und 3 hinsichtlich der Wohnung in der 

Z-Straße 3, die Beklagten zu 1, 2 und 4 hinsichtlich der Wohnung in der 

Z-Straße 2 - verurteilt. Den widerklagend von der Beklagten zu 1 wegen unrecht-

mäßiger Videoüberwachung geltend gemachten Anspruch auf Zahlung einer 

Geldentschädigung in Höhe von 5.000 € hat es abgewiesen. In der Berufungs-

instanz hat die Beklagte zu 1 die Widerklage um an sie abgetretene Geldentschä-

digungsansprüche ihrer Söhne in Höhe von insgesamt 10.000 € erweitert. 

Das Landgericht hat die Räumungsklagen auf die Berufung der Beklagten 

abgewiesen, die Berufung der Beklagten zu 1 hinsichtlich des Geldentschädi-

gungsanspruchs aus eigenem Recht zurückgewiesen und die (erweiterte) Wider-

klage abgewiesen. Mit ihren vom Berufungsgericht zugelassenen Revisionen 

verfolgen die Klägerin die Räumungsansprüche und die Beklagte zu 1 die Geld-

entschädigungsansprüche weiter. 

 

Entscheidungsgründe: 

A. 

Nach Auffassung des Berufungsgerichts steht der Klägerin ein Räumungs- 

und Herausgabeanspruch gegen die Beklagten nicht zu. Die Mietverhältnisse 

über die Wohnungen bestünden ungekündigt fort. Die auf die unbefugte Ge-

brauchsüberlassung gestützten Kündigungen vom 15. Januar 2018 und vom 

19. Februar 2018 hätten die Mietverhältnisse nicht beendet. Dem Vorbringen der 

Klägerin, die Beklagten hätten im Zeitraum vom 9. November 2017 bis zum 

11. Dezember 2017 die Wohnung in der Z-Straße 2 an sechs Männer und eine 

Frau überlassen sowie die Wohnung in der Z-Straße 3 an drei Männer und eine 
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Frau, sei auf das erhebliche Bestreiten der Beklagten hin die prozessuale Be-

rücksichtigung zu versagen. Die Beklagten hätten den Vortrag der Klägerin so-

wohl in erster Instanz als auch im Berufungsverfahren hinreichend bestritten. 

Eine nähere Substantiierung ihres Gegenvortrags über ein einfaches Bestreiten 

hinaus sei den Beklagten jedenfalls nicht zumutbar gewesen, da die Klägerin die 

für ihren Vortrag zum Kündigungssachverhalt erforderlichen Informationen im 

Wesentlichen grundrechtswidrig erlangt habe. Die von ihr heimlich veranlassten 

Videoaufzeichnungen der Wohnungseingangsbereiche verletzten das allge-

meine Persönlichkeitsrecht der Beklagten. Die Klägerin habe sich als landesei-

genes Wohnungsunternehmen gegenüber ihren Wohnungsmietern überwa-

chungsstaatlicher Ausforschungsmethoden bedient. Die wochenlange Ausspä-

hung der Lebensverhältnisse der Beklagten habe zwar der Aufklärung des Ver-

dachtes einer schweren Vertragsverletzung durch die Beklagten gedient, als wel-

che sich die unbefugte Gebrauchsüberlassung einer Mietwohnung darstelle. Für 

den - auch über Indizien zu führenden - Beweis unerlaubter Untervermietung wä-

ren aber grundrechtsschonendere Maßnahmen wie gezielte Scheinanmietungen 

oder die Befragung von Nachbarn, Hausbediensteten und sonstigen Dritten aus-

reichend und erfolgversprechend gewesen. Hinzu komme, dass die Auswertung 

des Videomaterials gar keinen belastbaren Aufschluss über die Identität der ge-

filmten Personen oder den Charakter ihres Aufenthalts erbracht habe. Das Vor-

bringen der Klägerin unterfalle nicht nur einem Beweisverwertungsverbot, son-

dern bereits einem Sachvortragsverwertungsverbot mit der Folge, dass es bei 

der Urteilsfindung selbst dann nicht zu berücksichtigen wäre, wenn sich die Be-

klagten hierzu überhaupt nicht erklärt, sondern nur auf die Grundrechtswidrigkeit 

der Informationserlangung berufen hätten. Der verbleibende, zu berücksichti-

gende Vortrag der Klägerin zum Zustand der Wohnungen bei einer Besichtigung 

am 25. September 2017 erlaube keinen zweifelsfreien Rückschluss auf die bis-

herige oder zukünftig beabsichtigte Nutzung der Wohnungen. Indem die Klägerin 
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noch am 6. November 2017 eine Abmahnung wegen unerlaubter Untervermie-

tung ausgesprochen habe, habe sie zudem konkludent den Verzicht auf das 

Recht zur außerordentlichen und ordentlichen Kündigung aus den von ihr abge-

mahnten Gründen erklärt. 

Auch die Kündigung vom 17. September 2018 habe die Mietverhältnisse 

nicht beendet. Die schriftsätzliche Äußerung der Beklagten zu 1 sei angesichts 

der Überwachungsmaßnahmen der Klägerin, wenn überhaupt, so jedenfalls 

keine derart ins Gewicht fallende Pflichtverletzung, dass sie eine ordentliche oder 

sogar außerordentliche Kündigung rechtfertige. 

Die Beklagte habe weder eigene noch abgetretene Ansprüche auf 

"Schmerzensgeld" wegen der wochenlangen Videoüberwachung der Mietwoh-

nungen aus § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG. Eine schuld-

hafte Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts begründe nur dann ei-

nen Anspruch auf Geldentschädigung, wenn es sich um einen schwerwiegenden 

Eingriff handle und die Beeinträchtigung nicht in anderer Weise befriedigend auf-

gefangen werden könne. Die Klägerin habe zwar das Persönlichkeitsrecht der 

Beklagten nicht nur planvoll und über einen erheblichen Zeitraum, sondern auch 

im Kern verletzt. Erschwerend komme hinzu, dass es sich bei der Klägerin um 

ein landeseigenes Wohnungsunternehmen handle und deshalb bei den Betroffe-

nen der Eindruck entstehen könne, die rechtswidrig entfalteten Überwachungs-

maßnahmen seien staatlich gebilligt. Die Klägerin habe indes die Überwachungs-

maßnahmen nicht ohne sachlichen Grund eingeleitet, sondern habe berechtigt 

eine Fortsetzung vertragswidriger Gebrauchsüberlassungen durch die Beklagten 

befürchten dürfen. Als landeseigenes Wohnungsunternehmen habe die Klägerin 

gehandelt, um unbefugte Gebrauchsüberlassungen in Zeiten allgemeiner Woh-

nungsknappheit zu verhindern. Zudem sei der Klägerin nur fahrlässiges Handeln 

vorzuwerfen, da diese irrtümlich davon ausgegangen sei, bei der Wahl der Mittel 

9 

10 



-  9  - 
 
 
 

den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit noch zu wahren. Schließlich sei das Ver-

halten der Klägerin bereits dadurch sanktioniert worden, dass wegen der von ihr 

begangenen Persönlichkeitsrechtsverletzung ihre Räumungsklage abgewiesen 

worden sei und sie die nicht unerheblichen Überwachungskosten und vorgericht-

lichen Rechtsanwaltskosten selbst zu tragen habe. Selbst unter Berücksichtigung 

der von der Beklagten zu 1 behaupteten Gesundheitsbeeinträchtigungen infolge 

der Videoüberwachung scheide daher die Zuerkennung eines "Schmerzensgel-

des" aus. 

 
B. 

I. Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Das angefochtene Urteil hält 

der revisionsrechtlichen Überprüfung im Ergebnis stand. Der Klägerin steht we-

gen der Kündigungen vom 15. Januar 2018, 19. Februar 2018 und 17. Septem-

ber 2018 kein Anspruch auf Räumung und Herausgabe der streitgegenständli-

chen Wohnungen (§ 546 Abs. 1, § 985 BGB) gegen die Beklagten zu. 

1. Die zwischen der Klägerin und den Beklagten zu 1 und 2 bestehenden 

Mietverhältnisse sind durch die auf eine unbefugte Gebrauchsüberlassung ge-

stützten außerordentlichen und ordentlichen Kündigungen der Klägerin vom 

15. Januar 2018 und vom 19. Februar 2018 nicht beendet worden. Zu diesen 

Zeitpunkten lag weder ein wichtiger Grund im Sinne von § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

Alt. 2 BGB noch ein berechtigtes Interesse der Vermieterin an der Beendigung 

des Mietverhältnisses gem. § 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB vor. 

a) Ein Grund zur Kündigung der Mietverhältnisse folgt nicht daraus, dass 

die Beklagten die angemieteten Wohnungen im Zeitraum vom 9. November bis 

11. Dezember 2017 unbefugt an Dritte überlassen hätten. Eine derartige Pflicht-

verletzung der Beklagten kann der Entscheidung über den Räumungsantrag 
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nicht zugrunde gelegt werden. Die Klägerin stützt sich insoweit allein auf die Er-

kenntnisse, die sie durch die von der Privatdetektivin durchgeführte verdeckte 

und gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen verstoßende Videoüberwa-

chung der Wohnungseingangsbereiche gewonnen hat (vgl. dazu aa). Diese Er-

kenntnisse dürfen nach der - im Lichte der Verfassung auszulegenden - Bestim-

mung in § 286 Abs. 1 ZPO, die aufgrund der Öffnungsklausel in Art. 6 Abs. 3 

Satz 1 Buchst. b DSGVO zur Anwendung berufen ist, und den Anforderungen 

des - im Lichte der Charta der Europäischen Union - auszulegenden Art. 6 Abs. 3 

Satz 4 DSGVO entspricht, im Rechtsstreit nicht berücksichtigt werden. Der ge-

richtlichen Verwertung der rechtswidrig erlangten Erkenntnisse stehen das allge-

meine Persönlichkeitsrecht der Beklagten in der Ausprägung als Recht auf infor-

mationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG) und ihr Recht auf 

Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 GG) entgegen (vgl. dazu bb). 

aa) Die von der Privatdetektivin als verantwortlicher Stelle durchgeführte 

verdeckte Videoüberwachung der Wohnungseingangsbereiche, deren Rechtmä-

ßigkeit nach den zum Zeitpunkt ihrer Vornahme im Jahr 2017 geltenden daten-

schutzrechtlichen Bestimmungen zu beurteilen ist, ist gemäß § 4 Abs. 1 BDSG 

in der bis zum 24. Mai 2018 geltenden Fassung (nachfolgend: BDSG aF) unzu-

lässig, da sie ohne Einwilligung der Betroffenen erfolgt ist und nicht auf die Er-

laubnistatbestände der § 6b Abs. 1, § 28 Abs. 1 oder § 29 Abs. 1 BDSG aF ge-

stützt werden kann. 

(1) Die Videoaufzeichnung unterliegt dem Regelungsregime des Bundes-

datenschutzgesetzes. Nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BDSG aF gilt dieses Gesetz für die 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch nicht- 

öffentliche Stellen, soweit sie die Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungs-

anlagen verarbeiten, nutzen oder dafür erheben oder die Daten in oder aus nicht 

automatisierten Dateien verarbeiten, nutzen oder dafür erheben. Automatisierte 
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Verarbeitung wird in § 3 Abs. 2 BDSG aF als Erhebung, Verarbeitung oder Nut-

zung personenbezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen 

bezeichnet. Nicht-öffentliche Stellen sind gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 BDSG aF 

sowohl juristische als auch natürliche Personen. 

Diese Voraussetzungen sind in Bezug auf die von der Privatdetektivin 

durchgeführte Videoüberwachung gegeben. Die Aufnahmen der Videokameras 

im Streitfall enthalten personenbezogene Daten im Sinn des § 3 Abs. 1 BDSG 

aF, also Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-

stimmten oder bestimmbaren Person. Das von einer Kamera aufgezeichnete Bild 

einer Person fällt, sofern es die Identifikation der betroffenen Person ermöglicht, 

unter den Begriff der personenbezogenen Daten in diesem Sinne (EuGH, Urteil 

vom 11. Dezember 2014 - C-212/13, ZD 2015, 77 Rn. 22 - Ryneš; BAG, NJW 

2015, 2749 Rn. 23). Vorliegend war es der Privatdetektivin ausweislich der von 

ihr erstellten, vom Berufungsgericht konkret in Bezug genommenen Protokolle 

möglich, jedenfalls die Beklagten zu 1 und zu 3 auf den Aufnahmen zu identifi-

zieren und festzustellen, zu welchen Zeitpunkten sie die Wohnungen betreten 

und verlassen haben. Eine Überwachung mittels einer Videoaufzeichnung von 

Personen auf einer kontinuierlichen Speichervorrichtung stellt auch eine automa-

tisierte Verarbeitung personenbezogener Daten dar (vgl. EuGH, Urteile vom 

11. Dezember 2014 - C-212/13, ZD 2015, 77 Rn. 25 - Ryneš; vom 11. Dezember 

2019 - C-708/18, ZWE 2020, 337 Rn. 34 f. - Asociaţia de Proprietari bloc M5A-

ScaraA). 

(2) Die verdeckte Videoüberwachung ist nicht gemäß § 6b Abs. 1 BDSG 

aF zulässig. Dieser Erlaubnistatbestand greift bereits deshalb nicht, weil es sich 

bei den im Streitfall überwachten Bereichen nicht um öffentlich zugängliche 

Räume im Sinne dieser Norm handelt. Öffentlich zugänglich sind solche Berei-

che, die nach dem erkennbaren Willen des Berechtigten dazu bestimmt sind, 
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von der Allgemeinheit betreten und genutzt zu werden (vgl. BVerwGE 165, 111 

Rn. 14; VG Oldenburg, ZD 2013, 296, 298 f., juris Rn. 30; Gola/Schomerus, 

BDSG, 12. Aufl., § 6b Rn. 8; Onstein in: Auernhammer, BDSG, 4. Aufl., § 6b 

Rn. 12). Diese Voraussetzung ist hinsichtlich der Bereiche innerhalb der Woh-

nungen, die bei geöffneter Tür für die gegenüberliegend angebrachten Kameras 

einsehbar waren, offensichtlich nicht gegeben. Gleiches gilt aber auch für die 

Treppenhausbereiche unmittelbar vor den Wohnungseingangstüren. Für die in-

nerhalb eines Wohngebäudes gelegenen Bereiche einschließlich im Gebäude 

belegener Treppen ist regelmäßig davon auszugehen, dass sie nicht öffentlich 

zugänglich sind; lediglich die Bewohner und deren Besucher sollen insoweit Zu-

gang haben und verfügen über entsprechende Betretensrechte (vgl. Scholz in: 

Simitis, BDSG, 8. Aufl., § 6b Rn. 49; Marsch in: Sydow/Marsch, DSGVO/BDSG, 

3. Aufl., § 4 BDSG Rn. 11 [zur aktuellen Gesetzeslage]). Anhaltspunkte dafür, 

dass es sich im Streitfall hinsichtlich der Treppenhausbereiche unmittelbar vor 

den Wohnungseingangstüren anders verhält, sind weder ersichtlich noch darge-

tan. 

(3) Die von der Privatdetektivin als verantwortliche Stelle durchgeführte 

Videoaufzeichnung ist auch nicht gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder § 29 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG aF erlaubt. 

(a) Diese Bestimmungen, die der Umsetzung von Art. 7 der Richtlinie 

95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-

ten und zum freien Datenverkehr (ABl. EG 1995 L 281 vom 23. November 1995, 

S. 31; im Folgenden: Datenschutz-Richtlinie) dienen, kommen zur Rechtfertigung 

der erfolgten Datenverarbeitung grundsätzlich in Betracht. Ihr Anwendungsbe-

reich ist gemäß § 27 Abs. 1 Satz Nr. 1 BDSG aF eröffnet. Bei § 6b BDSG aF 

handelt es sich auch nicht um eine abschließende Sonderregelung für sämtliche 
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Fälle der Videoüberwachung (vgl. BAGE 163, 239 Rn. 21, 23; VG Osnabrück, 

DuD 2007, 541, 543, juris Rn. 42; Scholz in: Simitis, BDSG, 8. Aufl., § 6b Rn. 147; 

Atzert/Franck, RDV 2014, 136, 138; Klann, DAR 2014, 451, 453). 

(b) Es kann offenbleiben, ob das von der Privatdetektivin vorgenommene 

Erheben, Speichern und Übermitteln von Daten an § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BDSG 

aF oder § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG aF zu messen ist, insbesondere ob die 

Privatdetektivin die Videoaufnahmen "als Mittel für die Erfüllung eigener Ge-

schäftszwecke" im Sinne des § 28 BDSG aF oder geschäftsmäßig "zum Zwecke 

der Übermittlung" im Sinne des § 29 BDSG aF erstellt hat (vgl. dazu ausführlich 

BGH, Urteil vom 4. Juni 2013 - 1 StR 32/13, BGHSt 58, 268 Rn. 67 ff. mit umfas-

senden Nachweisen; Buchner in: BeckOK Datenschutzrecht, 23. Edition [Stand: 

01.02.2018], § 29 BDSG Rn. 32; Taeger in: Taeger/Gabel, BDSG, 2. Aufl., § 29 

Rn. 18). 

Keiner Entscheidung bedarf auch die Frage, ob der Erlaubnistatbestand 

des § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG aF abweichend von seinem Wortlaut, wonach 

bereits das bloße Bestehen eines schutzwürdigen Interesses des Betroffenen der 

Zulässigkeit der Datenerhebung oder -verarbeitung entgegensteht, in Hinblick 

auf Art. 7 Buchst. f) der Datenschutz-Richtlinie 95/46/EG einschränkend dahin-

gehend auszulegen ist, dass erst ein Überwiegen der Interessen des Betroffenen 

zur Unzulässigkeit der Datenerhebung und -verarbeitung führt (so für das Ver-

hältnis zwischen dem strafenden Staat und dem von Strafe bedrohten "Daten-

verarbeiter" BGH, Urteil vom 4. Juni 2013 - 1 StR 32/13, BGHSt 58, 268 

Rn. 73 ff.; vgl. zu den abschließenden und zwingenden Vorgaben der Daten-

schutzrichtlinie: EuGH, Urteile vom 24. November 2011 - C-468/10 und 

C-469/10, EuZW 2012, 37 Rn. 36 - Asociación Nacional de Establecimientos Fi-

nancieros de Crédito; vom 29. Juli 2019 - C-40/17, MMR 2019, 579 Rn. 54 f. 

- Fashion ID; BVerfGE 152, 216 Rn. 39 - Recht auf Vergessen II). Dahinstehen 
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kann insbesondere, ob angesichts des ausdrücklichen und von der Regelung in 

§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BDSG aF abweichenden Wortlauts des § 29 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 1 BDSG aF Spielraum für eine richtlinienkonforme Auslegung in diesem 

Sinne ist (vgl. zu den Grenzen richtlinienkonformer Auslegung: BGH, Urteile vom 

27. Februar 2024 - XI ZR 258/22, juris Rn. 22 f.; vom 26. September 2023 - XI ZR 

98/22, VersR 2024, 251 Rn. 16 mwN). 

(c) Denn die umfassende Abwägung der widerstreitenden Interessen, die 

bereits zur Beurteilung der Frage erforderlich ist, ob das Interesse des Betroffe-

nen an dem Ausschluss der Erhebung, Speicherung oder Veränderung der Da-

ten schutzwürdig ist (vgl. Senatsurteile vom 23. Juni 2009 - VI ZR 196/08, BGHZ 

181, 328 Rn. 26; vom 20. Februar 2018 - VI ZR 30/17, BGHZ 217, 340 Rn. 13; 

jeweils mwN; EuGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - C-708/18, ZWE 2020, 337 

Rn. 32 - Asociaţia de Proprietari bloc M5A-ScaraA; s. auch BAGE 163, 239 

Rn.15), führt im Streitfall zu dem Ergebnis, dass die Interessen der von der  

Videoaufzeichnung Betroffenen diejenigen der Privatdetektivin und der Klägerin 

als Empfängerin der Daten überwiegen. Diese Abwägung kann der Senat selbst 

vornehmen, weil keine weiteren Tatsachenfeststellungen erforderlich sind. Das 

Überwiegen der Interessen der von der Videoaufzeichnung Betroffenen steht ei-

ner Rechtfertigung der Datenerhebung und -verarbeitung sowohl nach § 28 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BDSG aF als auch nach § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG aF 

entgegen. 

(aa) Von der Videoüberwachung betroffen sind nicht nur die Beklagten, 

sondern auch etwaige Untermieter und Besucher der Wohnungen. Eine Be-

schränkung der Abwägung auf die Interessen der Parteien des Rechtsstreits ist 

im Rahmen der Prüfung, ob die Videoüberwachung nach den Erlaubnistatbestän-

den des Bundesdatenschutzgesetzes aF zulässig war, nicht vorzunehmen (vgl. 

Senatsurteil vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 Rn. 25 f.). 
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Auf Seiten der von der Videoüberwachung betroffenen Personen sind de-

ren Grundrechte auf Achtung des Privat- und Familienlebens aus Art. 7 GRCh 

und auf Schutz personenbezogener Daten aus Art. 8 GRCh in die Abwägung 

einzustellen. Denn im Bereich des auch schon während der Geltung der Daten-

schutz-Richtlinie unionsweit abschließend vereinheitlichten Datenschutzrechts 

sind nicht die Grundrechte des Grundgesetzes, sondern allein die Unionsgrund-

rechte maßgeblich (BVerfGE 152, 216 Rn. 33 f. - Recht auf Vergessen II). Maß-

stab der konkretisierenden Anwendung der §§ 28, 29 BDSG aF ist daher die 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union (vgl. BVerfGE 152, 216 Rn. 42, 

46 - Recht auf Vergessen II; BVerfGE 156, 182 Rn. 36 - Rumänien II). Wie die 

Grundrechte des Grundgesetzes gewährleisten auch die Grundrechte der Charta 

Schutz nicht nur im Staat-Bürger-Verhältnis, sondern auch in privatrechtlichen 

Streitigkeiten. Eine Lehre der "mittelbaren Drittwirkung", wie sie das deutsche 

Recht kennt, wird der Auslegung des Unionsrechts dabei zwar nicht zugrunde 

gelegt. Im Ergebnis kommt den Unionsgrundrechten für das Verhältnis zwischen 

Privaten jedoch eine ähnliche Wirkung zu. Die Grundrechte der Charta können 

einzelfallbezogen in das Privatrecht hineinwirken (BVerfGE 152, 216 Rn. 96 f. 

- Recht auf Vergessen II). 

Die Videoüberwachung beeinträchtigt das Recht der von ihr Betroffenen 

auf Achtung des Privatlebens und auf Schutz personenbezogener Daten erheb-

lich (vgl. EuGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - C-708/18, ZWE 2020, 337 

Rn. 55 - Asociaţia de Proprietari bloc M5A-ScaraA). Die über einen Zeitraum von 

mehr als vier Wochen gefertigten Aufzeichnungen bilden nicht nur den jeweiligen 

Treppenhausbereich unmittelbar vor den Wohnungseingangstüren, sondern 

auch den Bereich innerhalb der Wohnungen ab, der bei geöffneter Tür für die 

Kameras einsehbar war. Die Aufzeichnungen dokumentieren lückenlos, wann, 

wie oft und in welcher Begleitung, in welcher Stimmung, mit welchem Gesichts-
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ausdruck und in welcher Bekleidung die Betroffenen die jeweilige Wohnung be-

treten, verlassen oder auch nur die Wohnungstür geöffnet haben. Sie bilden auch 

ab, wie sie sich dabei verhalten haben. Aufgrund der Heimlichkeit der Aufzeich-

nungen hatten die Betroffenen keine Möglichkeit, hiergegen Abwehrstrategien zu 

entwickeln und selbst zu entscheiden, ob sie diese ihrem Privatleben zuzurech-

nenden Informationen preisgeben wollen oder nicht. Zwar muss der Einzelne au-

ßerhalb des besonders geschützten Bereichs seiner verschlossenen Wohnung 

damit rechnen, Gegenstand von Wahrnehmungen Dritter zu werden. Im nicht für 

die Allgemeinheit zugänglichen Bereich des Treppenhauses eines Mehrparteien-

gebäudes gilt dies aber nur insoweit, als sich Dritte wahrnehmbar dort befinden 

(vgl. zur Relevanz der Rahmenbedingungen beim gesprochenen Wort: BVerfGE 

106, 28, 40 f., juris Rn. 34). 

(bb) Auf der datenverarbeitenden Seite sind die Interessen der Privatde-

tektivin als der verantwortlichen Stelle sowie die Drittinteressen der Klägerin als 

bestimmungsgemäßer Empfängerin der erhobenen Daten zu berücksichtigen 

(vgl. Senatsurteile vom 23. Juni 2009 - VI ZR 196/08, BGHZ 181, 328 Rn. 26; 

vom 20. Februar 2018 - VI ZR 30/17, BGHZ 217, 340 Rn. 13; jeweils mwN; 

EuGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - C-708/18, ZWE 2020, 337 Rn. 32 - Aso-

ciaţia de Proprietari bloc M5A-ScaraA). Das Interesse der Privatdetektivin be-

stand darin, im Rahmen ihrer gewerblichen und in den Schutzbereich des Art. 16 

GRCh fallenden Tätigkeit die vereinbarte Dienstleistung zu erbringen. Aus Sicht 

der Klägerin sollte die Videoüberwachung einerseits dazu dienen festzustellen, 

ob die Beklagte zu 1, die den Gebrauch der Mietsachen nach den Feststellungen 

des Berufungsgerichts bereits in der Vergangenheit ohne vorherige Einholung 

einer Genehmigung Dritten überlassen hatte, sich weiterhin vertragswidrig ver-

hielt; andererseits diente die Videoüberwachung dazu, durch das Verhalten der 

Beklagten zu 1 ggf. begründete zivilrechtliche Ansprüche leichter durchsetzen, 
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insbesondere den der Klägerin im Prozess insoweit obliegenden Beweis führen 

zu können. 

(cc) Die Abwägung der widerstreitenden Interessen führt zu einem Über-

wiegen der Interessen der von der Videoaufzeichnung Betroffenen. Wie unter 

(bb) dargestellt, wiegt die Beeinträchtigung ihrer Rechte auf Achtung des Privat-

lebens und auf Schutz ihrer personenbezogenen Daten schwer. Sie mussten un-

ter den konkreten Umständen vernünftigerweise nicht mit der Erhebung und Ver-

arbeitung der unter (bb) aufgeführten personenbezogenen Daten rechnen (vgl. 

zur Bedeutung dieser Gesichtspunkte: EuGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 

- C-708/18, ZWE 2020, 337 Rn. 54 ff. - Asociaţia de Proprietari bloc M5A-

ScaraA). 

Demgegenüber standen der Detektivin und der Klägerin mildere Mittel zur 

Erreichung des angestrebten rechtlich zulässigen Zwecks zur Verfügung, wes-

halb die Datenerhebung und -verarbeitung nicht erforderlich waren. Nach den 

Feststellungen des Berufungsgerichts wären für den auch über Indizien zu füh-

renden Beweis unerlaubter Untervermietung erheblich grundrechtsschonendere 

Maßnahmen wie gezielte Scheinanmietungen oder die Befragung von Nachbarn, 

Hausbediensteten und sonstigen Dritten ohne weiteres ausreichend und erfolg-

versprechend gewesen. Die gegen diese Feststellung erhobene Verfahrensrüge 

greift nicht durch. Ohne Erfolg macht die Revision der Klägerin geltend, das Be-

rufungsgericht habe ihren Vortrag übergangen, wonach eine Scheinanmietung 

nach Aufnahme von Recherchen seitens der Detektivin - mithin nach dem 6. No-

vember 2017 - nicht mehr möglich gewesen sei, weil die Beklagten die Anzeigen 

in Internetportalen bereits deaktiviert gehabt hätten. Hiermit musste sich das Be-

rufungsgericht nicht ausdrücklich auseinandersetzen. Unabhängig davon, dass 

die Kontaktaufnahme für eine Scheinanmietung auch außerhalb eines Internet-

portals, etwa durch persönliche Ansprache, erfolgen kann, trägt die Revision 
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selbst unter konkreter Bezugnahme auf den internen Vermerk der Hausverwal-

terin der Klägerin vom 4. September 2017 vor, eine Scheinanmietung erwogen 

zu haben. Ausweislich dieses Vermerks suchte die Beklagte zu 1 zum damaligen 

Zeitpunkt über das Portal "WG-gesucht" Mitbewohner für zwei Zimmer in der 

Z-Straße 3, weshalb die Verwalterin eine Scheinanmietung anregte. Von dieser 

grundrechtsschonenderen Maßnahme zur Aufklärung des Sachverhalts und 

Schaffung von Beweismitteln hat die Klägerin über zwei Monate keinen Ge-

brauch gemacht. 

Abgesehen davon hat sich das Berufungsgericht in diesem Zusammen-

hang darüber hinaus auf die Feststellung gestützt, es sei auch möglich gewesen, 

beweiskräftige Informationen über die Nutzung der Wohnungen durch die Befra-

gung von Nachbarn, Hausbediensteten und sonstigen Dritten zu beschaffen. 

Auch diese Feststellung greift die Revision ohne Erfolg an. Sie zeigt keinen 

Rechtsfehler auf, sondern versucht in unzulässiger Weise, die tatrichterliche 

Würdigung durch ihre eigene zu ersetzen. Ob die Erforderlichkeit einer ergriffe-

nen Maßnahme gegeben ist, entzieht sich einer generalisierenden Betrachtung 

und ist vom Tatrichter aufgrund einer Würdigung der Umstände des Einzelfalls 

festzustellen (vgl. Senatsurteil vom 6. April 1976 - VI ZR 246/74, BGHZ 66, 182, 

193, juris Rn. 117; BGH, Beschluss vom 31. Januar 2012 - VIII ZR 277/11, WuM 

2012, 262 Rn. 4). Es liegt im Rahmen einer zulässigen tatrichterlichen Würdi-

gung, wenn das Berufungsgericht bei der hier gegebenen Fallgestaltung davon 

ausgegangen ist, dass die Befragung von Nachbarn, Hausbediensteten oder 

sonstigen Dritten erfolgversprechend gewesen wäre. Die Revision nimmt ledig-

lich eine abweichende eigene Würdigung der Erfolgsaussichten von Befragungs-

maßnahmen vor. 

Waren die Datenerhebung und -verarbeitung nicht erforderlich, haben die 

Interessen der datenverarbeitenden Seite hinter den schutzwürdigen Interessen 
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der von der Verarbeitung betroffenen Personen zurückzutreten (vgl. Senatsur-

teile vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 Rn. 25; vom 23. Juni 2009 

- VI ZR 196/08, BGHZ 181, 328 Rn. 26; vom 17. Dezember 1985 - VI ZR 244/84, 

ZIP 1986, 220, 222, juris Rn. 15; Buchner in: BeckOK Datenschutzrecht, 23. Edi-

tion [Stand: 01.02.2018], § 29 BDSG Rn. 64 f., 105). 

bb) Die Erkenntnisse, die die Klägerin durch die von der Privatdetektivin 

durchgeführte rechtswidrige Videoüberwachung der Wohnungseingangsberei-

che gewonnen und in Form von Überwachungsprotokollen in den Rechtsstreit 

eingeführt hat, dürfen nach der im Lichte der Verfassung auszulegenden Bestim-

mung in § 286 Abs. 1 ZPO, die aufgrund der Öffnungsklausel in Art. 6 Abs. 3 

Satz 1 Buchst. b DSGVO zur Anwendung berufen ist (vgl. (2) und (3)) und den 

Anforderungen des Art. 6 Abs. 3 Satz 4 DSGVO entspricht (vgl. (4)), bei der Ent-

scheidungsfindung nicht berücksichtigt werden. Die gerichtliche Verwertung die-

ser Erkenntnisse verletzte das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Beklagten in 

der Ausprägung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung aus Art. 2 

Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG sowie ihr Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus 

Art. 13 Abs. 1 GG (vgl. 6)). 

(1) Die Frage, ob die auf der unzulässigen Videoüberwachung beruhen-

den Erkenntnisse der Klägerin im vorliegenden Räumungsprozess verwertet wer-

den dürfen, ist unter Berücksichtigung der Vorgaben der Datenschutzgrundver-

ordnung zu beurteilen, die während des erstinstanzlichen Verfahrens Geltung er-

langt hat (Art. 99 Abs. 2 DSGVO). Der sachliche Anwendungsbereich der Ver-

ordnung ist eröffnet. Wie aus ihrem 20. Erwägungsgrund hervorgeht, gilt die Ver-

ordnung auch für Verarbeitungsvorgänge der Gerichte vorbehaltlich bestimmter 

Modifikationen, die die Verordnung für den Fall erlaubt, dass die Gerichte im Rah-

men ihrer justiziellen Tätigkeit handeln (EuGH [Große Kammer], Urteil vom 
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5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 2023, 2837 Rn. 320 - Europäische Kommis-

sion/Republik Polen). Gemäß Art. 2 Abs. 1 DSGVO erfasst die Verordnung unter 

anderem die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in 

einem Dateisystem, d.h. einer strukturierten Sammlung (Art. 4 Nr. 6 DSGVO), 

gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. Eine solche Sammlung stellen 

auch die von der Klägerin zur Begründung ihrer Räumungsklage vorgelegten und 

nähere Informationen über die überwachten Personen enthaltenen Überwa-

chungsprotokolle dar. Die Verwertung dieser Protokolle bei der gerichtlichen Ent-

scheidungsfindung fällt unter den Begriff der "Verarbeitung" (vgl. EuGH, Urteil 

vom 8. Dezember 2022 - C-180/21, ZD 2023, 147 (insoweit nicht abgedruckt), 

juris Rn. 70 ff. - Inspektor v Inspektorata kam Visshia sadeben savet; BAG, NJW 

2023, 3113 Rn. 23 f.). Denn gemäß Art. 4 Nr. 2 DSGVO ist darunter jeder mit 

oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgang im Zusammen-

hang mit personenbezogenen Daten, wie etwa das Erfassen, die Verwendung 

oder die Offenlegung durch Übermittlung zu verstehen. 

(2) Gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e DSGVO ist die Verarbeitung 

personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn sie für die Wahrnehmung einer 

Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öf-

fentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. Von der 

Erforderlichkeit in diesem Sinne ist auszugehen, wenn die Zivilgerichte die ihnen 

durch das nationale Recht übertragenen gerichtlichen Befugnisse ausüben 

(EuGH, Urteile vom 2. März 2023 - C-268/21, ZIP 2023, 824 Rn. 32 - Norra Stock-

holm Bygg; vom 4. Mai 2023 - C-60/22, CR 2023, 439 Rn. 73 - UZ/Bundes-

republik Deutschland). 

Gemäß Art. 6 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 Buchst. b DSGVO in Verbindung mit 

den Erwägungsgründen 40, 45 Satz 1 liegt die Rechtsgrundlage für die Verarbei-

tung in diesem Fall allerdings nicht in Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e DSGVO, 
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sondern im Recht des Mitgliedstaats, dem der Verantwortliche - hier mithin das 

für die Verarbeitung verantwortliche Gericht - unterliegt (vgl. EuGH [Große Kam-

mer], Urteile vom 5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 2023, 2837 Rn. 337 - Europäi-

sche Kommission/Republik Polen; vom 4. Juli 2023 - C-252/21, GRUR 2023, 

1131 Rn. 128 - Meta Platforms u.a.; EuGH, Urteil vom 2. März 2023, C-268/21, 

ZIP 2023, 824 Rn. 31 f. - Norra Stockholm Bygg; BSGE 127, 181 Rn. 18; Albers/

Veit in: BeckOK DatenschutzR, 46. Edition [Stand: 01.08.2023], Art. 6 DSGVO 

Rn. 73 ff.; Buchner/Petri in: Kühling/Buchner, DSGVO/BDSG, 4. Aufl., Art. 6 

DSGVO Rn. 83; Jacquemain/Klein/Mühlenbeck/Pabst/Pieper/Schwartmann 

in: Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann, DS-GVO/BDSG, 2. Aufl., Art. 6 

Abs. 1 lit. e DSGVO Rn. 108, 111). Der Unionsgesetzgeber hat den Mitgliedstaa-

ten in Art. 6 Abs. 2 und 3 DSGVO hinsichtlich der Verarbeitung personenbezo-

gener Daten durch die öffentliche Hand (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e DSGVO) 

die Möglichkeit eröffnet, nationale Bestimmungen beizubehalten oder einzufüh-

ren, mit denen sie die Anwendung der Vorschriften der DSGVO genauer festle-

gen und konkretisieren (vgl. Erwägungsgründe 10 Satz 3, 40 und 45 Satz 1 und 

4 ff.; EuGH [Große Kammer], Urteil vom 5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 2023, 

2837 Rn. 320, 337 - Europäische Kommission/Republik Polen; BVerwGE 165, 

111, juris Rn. 47; BVerwG, AfP 2019, 160, juris Rn. 26; BSGE 127, 181 

Rn. 18 ff.). Die Absätze 2 und 3 enthalten damit Öffnungsklauseln zugunsten der 

Mitgliedstaaten (BVerwGE 165, 111 Rn. 44, 47; BVerwG, AfP 2019, 160 Rn. 26; 

BSGE 127, 181 Rn. 18; BT-Drucks. 18/11325, S. 69 Abs. 1, 73 Abs. 5, 81 Abs. 3; 

BT-Drucks. 19/4674, S. 1 f.; Albers/Veit in: BeckOK DatenschutzR, 46. Edition 

[Stand: 01.08.2023], Art. 6 DSGVO Rn. 73 ff.; Buchner/Petri in: Kühling/Buchner, 

DSGVO/BDSG, 4. Aufl., Art. 6 DSGVO Rn. 83; Jacquemain/Klein/Mühlen-

beck/Pabst/Pieper/Schwartmann in: Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann, 
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DSGVO/BDSG, 2. Aufl., Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO Rn. 108, 111; Roßnagel in: Si-

mitis/Hornung/Spiecker gen. Döhmann, Datenschutzrecht, Art. 6 Abs. 3 DSGVO 

Rn. 1 ff.). 

Der Regelungsspielraum der Mitgliedstaaten ist allerdings durch die Be-

stimmung in Art. 6 Abs. 3 Satz 4 DSGVO begrenzt. Danach muss die im natio-

nalen Recht festgelegte Rechtsgrundlage ein im öffentlichen Interesse liegendes 

Ziel verfolgen und in einem angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten legiti-

men Zweck stehen (vgl. EuGH [Große Kammer], Urteile vom 5. Juni 2023 

- C-204/21, NJW 2023, 2837 Rn. 337, 350 - Europäische Kommission/Republik 

Polen; vom 4. Juli 2023 - C-252/21, GRUR 2023, 1131 Rn. 128 - Meta Platforms 

u.a.; EuGH, Urteil vom 2. März 2023 - C-268/21, ZIP 2023, 824 Rn. 31 f. - Norra 

Stockholm Bygg). Da diese Anforderungen Ausfluss der Vorgaben sind, die sich 

aus Art. 52 Abs. 1 GRCh ergeben, sind sie im Lichte der letztgenannten Bestim-

mung auszulegen (EuGH [Große Kammer], Urteil vom 5. Juni 2023 - C-204/21, 

NJW 2023, 2837 Rn. 337 - Europäische Kommission/Republik Polen). 

(3) Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten bei 

der gerichtlichen Entscheidungsfindung im deutschen Zivilprozess sind nach die-

sen Grundsätzen die im Lichte des Grundgesetzes auszulegenden Bestimmun-

gen der Zivilprozessordnung über die Berücksichtigung von Parteivorbringen und 

Beweisangeboten, insbesondere die § 286 Abs. 1, §§ 355 ff. ZPO. 

(a) Die genannten Bestimmungen verpflichten das Gericht, das Vorbrin-

gen der Parteien vollständig zur Kenntnis zu nehmen, erheblichen Beweisanträ-

gen nachzugehen und sich seine Überzeugung unter Berücksichtigung des ge-

samten Inhalts der Verhandlung und des Ergebnisses der Beweisaufnahme zu 

bilden (vgl. Senatsurteile vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 

Rn. 29; vom 18. Mai 2021 - VI ZR 401/19, VersR 2021, 1046 Rn. 23; BGH, Urteile 

35 

36 

37 



-  23  - 
 
 
 

vom 16. März 2023 - III ZR 104/21, BGHZ 236, 339 Rn. 15 ff.; vom 16. Juli 1998 

- I ZR 32/96, NJW 1999, 363, 364, juris Rn. 21; BAG, NJW 2023, 3113 Rn. 25 

a.E.). Von der Verpflichtung, den gesamten Inhalt der Verhandlung vollständig zu 

berücksichtigen, sind Erkenntnisse, die eine Partei rechtswidrig erlangt hat, nicht 

grundsätzlich ausgenommen. Die Unzulässigkeit der Informationsgewinnung 

führt nicht ohne Weiteres zu einem Verbot der Verwertung im gerichtlichen Ver-

fahren (vgl. Senatsurteil vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 Rn. 29 

mwN; im Ergebnis ebenso: BAG, NJW 2023, 3113 Rn. 26). 

(b) Ein Verwertungsverbot kann sich aber aus einer verfassungskonfor-

men Auslegung der genannten zivilprozessualen Bestimmungen ergeben (vgl. 

Senatsurteil vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 Rn. 28 ff. mwN; 

BVerfGE 117, 202, 240 f., juris Rn. 93 ff.; BVerfGE 106, 28, 48, juris Rn. 56 ff.; 

BVerfG, NJW 1992, 815, juris Rn. 13, 18; BAGE 163, 239 Rn. 14 ff.; offenlas-

send: BAG, NJW 2023, 3113 Rn. 29 ff.). Denn im gerichtlichen Verfahren tritt der 

Richter den Verfahrensbeteiligten in unmittelbarer Ausübung staatlicher Hoheits-

gewalt gegenüber. Er ist daher nach Art. 1 Abs. 3 GG bei der Urteilsfindung an 

die insoweit maßgeblichen Grundrechte gebunden und zu einer rechtsstaatlichen 

Verfahrensgestaltung verpflichtet. Aus dem Rechtsstaatsprinzip folgt insbeson-

dere die Verpflichtung zu einer fairen Handhabung des Beweisrechts. Auch aus 

den materiellen Grundrechten wie Art. 2 Abs. 1 GG können sich Anforderungen 

an das gerichtliche Verfahren ergeben (vgl. BVerfGE 106, 28, 48, juris Rn. 56). 

Geht es um die Verwertung von heimlich verschafften persönlichen Daten über 

einen anderen sowie von Erkenntnissen, die sich aus diesen Daten ergeben, hat 

das Gericht zu prüfen, ob dies mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Be-

troffenen vereinbar ist (vgl. BVerfGE 117, 202, 240 f., juris Rn. 94; BVerfGE 106, 

28, 48, juris Rn. 56 f.). Ob der in der gerichtlichen Verwertung liegende Grund-

rechtseingriff gerechtfertigt ist, richtet sich nach dem Ergebnis der Abwägung 
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zwischen dem gegen die Verwertung streitenden allgemeinen Persönlichkeits-

recht - und ggf. weiteren betroffenen Rechtspositionen - auf der einen und einem 

für die Verwertung sprechenden rechtlich geschützten Interesse auf der anderen 

Seite (vgl. Senatsurteil vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 Rn. 29; 

BVerfGE 117, 202, 240 f., juris Rn. 94; BVerfGE 106, 28, 49, juris Rn. 59; BVerfG, 

NJW 1992, 815, juris Rn. 13, 18; BAGE 163, 239 Rn. 14 ff.; BAG, NJW 2023, 

3113 Rn. 29 ff.). 

Das Grundgesetz - insbesondere das u.a. in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte 

Rechtsstaatsprinzip - misst dem Erfordernis einer wirksamen Rechtspflege eine 

besondere Bedeutung bei. Auch im Zivilprozess sind die Aufrechterhaltung ei-

ner funktionstüchtigen Rechtspflege und das Streben nach einer materiell richti-

gen Entscheidung wichtige Belange des Gemeinwohls. Hieraus und aus dem 

grundrechtsähnlichen Recht auf rechtliches Gehör gemäß Art. 103 Abs. 1 GG 

folgen die grundsätzliche Verpflichtung der Gerichte, den von den Parteien vor-

getragenen Sachverhalt und die von ihnen angebotenen Beweise zu berücksich-

tigen (vgl. Senatsurteil vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, BGHZ 218, 348 Rn. 29; 

BVerfGE 106, 28, 49, juris Rn. 60). Allein das allgemeine Interesse an einer funk-

tionstüchtigen Zivilrechtspflege und das Interesse, sich ein Beweismittel für zivil-

rechtliche Ansprüche zu sichern, reichen aber nicht, um im Rahmen der Abwä-

gung stets von einem gleichen oder gar höheren Gewicht ausgehen zu können, 

als es dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht zukommt. Über die Frage der Ver-

wertbarkeit rechtswidrig erlangter Erkenntnisse ist vielmehr aufgrund einer um-

fassenden Interessen- und Güterabwägung nach den im Einzelfall gegebenen 

Umständen zu entscheiden (vgl. Senatsurteil vom 15. Mai 2018 - VI ZR 233/17, 

BGHZ 218, 348 Rn. 29 ff.; BVerfGE 117, 202, 240 f., juris Rn. 94; BVerfGE 106, 

28, 49 f., juris Rn. 61; BVerfG, NJW 1992, 815, juris Rn. 18). 
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(4) Die in diesem Sinne verfassungskonform auszulegenden Bestimmun-

gen der Zivilprozessordnung über die Berücksichtigung von Parteivorbringen und 

Beweisangeboten entsprechen den Anforderungen des Art. 6 Abs. 3 Satz 4 

DSGVO. Sie verfolgen ein im öffentlichen Interesse liegendes Ziel und stehen in 

einem angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten legitimen Zweck. Wie unter 

(3) dargelegt, zielen die genannten Bestimmungen auf eine effektive Zivilrechts-

pflege ab und dienen mithin dem Schutz von durch Art. 47 Abs. 2 GRCh, Art. 6 

Abs. 1 EMRK geschützten Interessen (vgl. EuGH [Große Kammer], Urteile vom 

5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 2023, 2837 Rn. 354 - Europäische Kommission/

Republik Polen; EuGH, Urteil vom 2. März 2023 - C-268/21, ZIP 2023, 824 

Rn. 49 ff. - Norra Stockholm Bygg). 

Die Bestimmungen sind zur Erreichung dieses Zwecks auch geeignet, er-

forderlich und verhältnismäßig (so auch BAG, NJW 2023, 3113 Rn. 24; vgl. zu 

den Kriterien: EuGH [Große Kammer], Urteil vom 5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 

2023, 2837 Rn. 361 - Europäische Kommission/Republik Polen). Der durch sie 

ggf. bewirkte Eingriff in die in Art. 7 und 8 GRCh garantierten Grundrechte steht 

nicht außer Verhältnis zu dem verfolgten Ziel. Die in diesem Zusammenhang ge-

botene Abwägung zwischen den mit den Bestimmungen verfolgten Zielen und 

den grundrechtlich geschützten Interessen der betroffenen Personen, im Rah-

men derer insbesondere eine Gewichtung der Bedeutung der Zielsetzung und 

der Schwere des Eingriffs zu erfolgen hat (vgl. EuGH [Große Kammer], Urteil 

vom 5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 2023, 2837 Rn. 361 - Europäische Kommis-

sion/Republik Polen), ist zunächst durch den nationalen Gesetzgeber erfolgt; sie 

findet Ausdruck in verschiedenen Vorschriften der Zivilprozessordnung und des 

Gerichtsverfassungsgesetzes - wie etwa denjenigen über die Zeugnisverweige-

rung oder den Ausschluss der Öffentlichkeit -, die dem Recht auf Achtung des 

Privatlebens und auf Schutz personenbezogener Daten unmittelbar Rechnung 
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tragen. Die Abwägung erfolgt darüber hinaus im Rahmen der verfassungskonfor-

men Auslegung der zivilprozessualen Bestimmungen, durch die den Grundrech-

ten der vom Gerichtsverfahren Betroffenen, insbesondere ihrem allgemeinen 

Persönlichkeitsrecht in den Ausprägungen als Recht auf informationelle Selbst-

bestimmung und auf Schutz der Privatsphäre (Art. 2 Abs. 1, Art. 1 GG), Geltung 

verschafft wird. Inhalt und Reichweite dieser Grundrechte werden dabei durch 

die Europäische Menschenrechtskonvention und die Entscheidungen des Euro-

päischen Gerichtshofs für Menschenrechte mitbestimmt. Denn die Gewährleis-

tungen der Menschenrechtskonvention beeinflussen nicht nur Bedeutung und 

Tragweite der Grundrechte der Charta (Art. 52 Abs. 3 Satz 1 GRCh), sondern 

dienen auch im nationalen Recht als Auslegungshilfen (BVerfG, Urteil vom 

23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19, NJW 2024, 645 Rn. 303 mwN). Diesem Gesichts-

punkt kommt schon deshalb Bedeutung zu, weil bei der Prüfung der Verhältnis-

mäßigkeit im Sinne des Art. 6 Abs. 3 Satz 4 DSGVO alle dem betreffenden Mit-

gliedstaat eigenen rechtlichen und tatsächlichen Aspekte zu berücksichtigen sind 

und das Ergebnis der Abwägung zwischen diesen Zielen einerseits und dem 

Recht der betroffenen Personen auf Achtung des Privatlebens und auf Schutz 

personenbezogener Daten andererseits nicht unbedingt für alle Mitgliedstaaten 

gleich ist (vgl. EuGH [Große Kammer], Urteil vom 5. Juni 2023 - C-204/21, NJW 

2023, 2837 Rn. 369, 380 - Europäische Kommission/Republik Polen). 

(5) Welche zusätzlichen Anforderungen (vgl. EuGH, Urteil vom 2. März 

2023 - C-268/21, ZIP 2023, 824 Rn. 33, 37 - Norra Stockholm Bygg) gemäß Art. 6 

Abs. 4 DSGVO an eine zweckändernde Datenverarbeitung zu stellen sind, kann 

offenbleiben. Keiner Entscheidung bedarf insbesondere die Frage, ob eine 

Zweckänderung gemäß Art. 6 Abs. 4 DSGV dann zulässig ist, wenn der konkrete 

Verarbeitungsvorgang ("die Verarbeitung") eine in einer demokratischen Gesell-

schaft notwendige und verhältnismäßige Maßnahme zum Schutz der in Art. 23 

Abs. 1 DSGVO genannten Ziele darstellt oder ob insoweit nicht vielmehr auf die 
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- die zweckändernde Verarbeitung zulassende - Rechtsvorschrift des Mitglied-

staats abzustellen ist (so der Wortlaut von Art. 6 Abs. 4 DSGVO, Erwägungs-

grund 50 Satz 3 und der systematische Zusammenhang). Denn mit einer Ver-

wertung der auf der rechtswidrigen Videoüberwachung beruhenden Erkenntnisse 

im vorliegenden Rechtsstreit wäre eine Zweckänderung im Sinne von Art. 6 

Abs. 4 DSGVO nicht verbunden. Der Zweck der Datenerhebung (Erlangung nä-

herer Erkenntnisse in Bezug auf die Untervermietung und von Beweisen hierfür) 

stimmte mit dem Zweck der Datenverarbeitung im vorliegenden Verfahren (Füh-

rung des Beweises der Untervermietung im vorliegenden Prozess) überein. 

(6) Nach der danach zur Anwendung berufenen und im Lichte der Verfas-

sung auszulegenden Bestimmung in § 286 Abs. 1 ZPO dürfen die Erkenntnisse, 

die die Klägerin durch die von der Privatdetektivin durchgeführte rechtswidrige 

Videoüberwachung der Wohnungseingangsbereiche gewonnen hat, im vorlie-

genden Räumungsrechtsstreit nicht verwertet werden. 

(a) Dabei kann offenbleiben, ob aus den unter (3) (b) dargestellten Grund-

sätzen im Zivilprozess, der durch den Beibringungsgrundsatz und die Parteien-

maxime geprägt ist, über das Verbot der Verwertung rechtswidrig erlangter Be-

weismittel hinaus ein Verbot der Verwertung des anspruchsbegründenden Sach-

vortrags abzuleiten ist, wenn der Sachverhalt, aus dem der Anspruchsteller die 

begehrte Rechtsfolge herleitet, zwischen den Parteien unstreitig ist. Diese Frage 

ist in Rechtsprechung und Literatur umstritten (ein Sachvortragsverwertungsver-

bot bejahend: BGH, Urteile vom 12. Januar 2005 - XII ZR 60/03, FamRZ 2005, 

342, 343, juris Rn. 22 und XII ZR 227/03, BGHZ 162, 1, 4, juris Rn. 19; vom 

1. März 2006 - XII ZR 210/04, BGHZ 166, 283 Rn. 10; BAGE 156, 370 Rn. 20, 

23; 163, 239 Rn. 16; BAG, NJW 2023, 3113 Rn. 29 ff.; OLG Karlsruhe, NJW 

2000, 1577, 1578, juris Rn. 52; OLG Celle, NJW 2004, 449, 450, juris Rn. 14; 

Dyck/Ittner, NJW 2021, 1633 Rn. 18 ff., 23; Weber, ZZP 129 (2016), 57, 82 f.; 
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Knaut, Die Bedeutung des Datenschutzrechts bei Beweisverwertungsverboten in 

Zivil- und Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 76 ff.; verneinend und das Problem auf der 

materiell-rechtlichen Ebene lösend: BGH, Urteil vom 28. Oktober 2009 - IV ZR 

140/08, VersR 2010, 97 Rn. 21 ff., 32; Beschlüsse vom 25. Mai 2011 - IV ZR 

191/09, VersR 2011, 1249 Rn. 7 f. und vom 21. September 2011 - IV ZR 203/09, 

VersR 2012, 297 Rn. 7 f.; Urteil vom 5. Juli 2017 - IV ZR 121/15, VersR 2017, 

1129 Rn. 37 f., 44; verneinend, aber "Recht zur Lüge": OLG Saarbrücken, ZfSch 

2009, 631, juris Rn. 41; LAG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 15. April 2008 - 11 Sa 

522/07, juris Rn. 41; Wöstmann in: Saenger, ZPO, 10. Aufl., § 138 Rn. 2; Heine-

mann, MDR 2001, 137, 142). Welcher Auffassung der Vorzug zu geben ist, be-

darf indes keiner Entscheidung. Denn eine derartige Fallkonstellation ist im Streit-

fall nicht gegeben. 

(b) Nach den tatbestandlichen Feststellungen des Berufungsgerichts ha-

ben die Beklagten die tatsächlichen Behauptungen der Klägerin, auf die diese ihr 

Kündigungsrecht stützt - die unbefugte Gebrauchsüberlassung der gemieteten 

Wohnungen an Dritte - bestritten. So haben die Beklagten den Vortrag der Klä-

gerin, wonach die Wohnung in der Z-Straße 2 im Zeitraum vom 9. November 

2017 bis 11. Dezember 2017 von sechs Männern und einer Frau und die Woh-

nung in der Z-Straße 3 im selben Zeitraum von drei Männern und einer Frau be-

wohnt worden seien, ausdrücklich in Abrede gestellt. 

(c) Nicht näher auseinandergesetzt haben sich die Beklagten lediglich mit 

den von der Klägerin zum Beleg ihrer Behauptungen vorgetragenen und auf die 

Erkenntnisse aus der unzulässigen Videoüberwachung gestützten Geschehnis-

sen. Hierbei handelt es sich indes um Indiztatsachen, die nach Auffassung der 

Klägerin den Schluss auf die von ihr behauptete Haupttatsache - die Überlassung 

der Wohnung Z-Straße 2 an sieben und der Wohnung Z-Straße 3 an vier Perso-
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nen - rechtfertigen und damit den Indizienbeweis ermöglichen sollen. Beim Indi-

zienbeweis hat der Tatrichter zu prüfen, welche Beweiskraft er den vorgetrage-

nen Hilfstatsachen im Einzelnen und in einer Gesamtschau für seine Überzeu-

gungsbildung beimisst (Senatsurteil vom 3. Februar 1998 - VI ZR 356/96, VersR 

1998, 634, juris Rn. 11; BGH, Urteil vom 14. Januar 1993 - IX ZR 238/91, NJW 

1993, 935, 938, juris Rn. 21). Ein Indizienbeweis ist nur dann überzeugungskräf-

tig, wenn andere Schlüsse aus den Indiztatsachen ernstlich nicht in Betracht 

kommen. Die Indiztatsache reicht für den Nachweis der Haupttatsache dagegen 

nicht aus und ist für die Entscheidung des Rechtsstreits - unabhängig davon, ob 

sie streitig oder unstreitig ist - unerheblich, wenn sie für sich allein und im Zusam-

menhang mit weiteren Indizien sowie dem sonstigen Sachverhalt nicht den aus-

reichend sicheren Schluss auf die Haupttatsache zulässt (vgl. Senatsurteil vom 

5. Dezember 2023 - VI ZR 108/21, NJW 2024, 445 Rn. 18; BGH, Urteil vom 

14. Januar 1993 - IX ZR 238/91, NJW 1993, 935, 938, juris Rn. 21). 

(d) Vorliegend spricht viel dafür, dass das Berufungsgericht den von der 

Klägerin vorgetragenen Hilfstatsachen bereits die für die Annahme einer Indiz-

wirkung erforderliche Überzeugungskraft und Zuverlässigkeit abgesprochen hat. 

Auf Seite 9 Abs. 1 seines Urteils hat es ausgeführt, die Klägerin habe durch die 

wochenlange Videoobservation der Wohnungen ohnehin keine hinreichend be-

weissicheren Erkenntnisse gewinnen können, da die zum Gegenstand ihres 

Sachvortrags erhobene Auswertung des Videomaterials keinen belastbaren Auf-

schluss über die Identität der gefilmten Personen oder den Charakter ihres Auf-

enthaltes erbracht habe. Gegen diese Beurteilung erhebt die Revision keine Ein-

wände. 

(e) Selbst wenn den von der Klägerin vorgetragenen Indiztatsachen eine 

ausreichende Beweiskraft beizumessen wäre, waren die Beklagten nicht gehal-
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ten, deren Indizwert zu entkräften und Umstände darzutun, die Zweifel daran be-

gründen, dass das Beweisergebnis eine Überzeugung im Sinne von § 286 ZPO 

rechtfertigt (vgl. Senatsurteil vom 5. Dezember 2023 - VI ZR 108/21, NJW 2024, 

445 Rn. 18). Denn hierzu hätten sie sich im Einzelnen mit den in unzulässiger 

Weise erlangten Erkenntnissen aus den Videoaufzeichnungen auseinandersetz-

ten müssen, wodurch die Verletzung ihrer grundrechtlich geschützten Interessen 

vertieft und perpetuiert worden wäre. Eine gerichtliche Verwertung der Erkennt-

nisse, die die Klägerin aus den Videoaufzeichnungen gewonnen hat, verletzte 

das Recht der Beklagten auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 GG) 

und ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht in der Ausprägung als Recht auf infor-

mationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG). Die insoweit er-

forderliche Abwägung mit den Interessen der Klägerin kann der Senat selbst vor-

nehmen, weil keine weiteren Tatsachenfeststellungen erforderlich sind. 

(aa) Zugunsten der Klägerin sind ihr Interesse an der Durchsetzung ihrer 

zivilrechtlichen Ansprüche und ihr im Grundgesetz verankerter Anspruch auf 

rechtliches Gehör gemäß Art. 103 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Interesse 

an einer funktionierenden Zivilrechtspflege und an einer materiell richtigen Ent-

scheidung in die Abwägung einzustellen. 

(bb) Auf Seiten der Beklagten ist ihr Recht auf Unverletzlichkeit der Woh-

nung aus Art. 13 Abs. 1 GG und ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht in seiner 

Ausprägung als Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. 

Art. 1 Abs. 1 GG) zu berücksichtigen. 

(α) Die gezielte Videoüberwachung der Eingangsbereiche innerhalb der 

Wohnungen, die Speicherung der Aufzeichnungen und die "Verschriftlichung" 

der gewonnenen Erkenntnisse in Protokollen beeinträchtigt das Grundrecht der 

Beklagten auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus Art. 13 Abs. 1 GG. Dieses 
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Grundrecht verbürgt dem Einzelnen im Hinblick auf seine Menschenwürde und 

im Interesse der freien Entfaltung der Persönlichkeit einen elementaren Lebens-

raum und gewährleistet das Recht, in ihm in Ruhe gelassen zu werden. Der 

Schutz des Art. 13 Abs. 1 GG soll Störungen vom privaten Leben fernhalten (vgl. 

BVerfGE 89, 1, 12, juris Rn. 34; BVerfGE 109, 279, 309, juris Rn. 107; BVerfGE 

115, 166, 196, juris Rn. 116). Schutzgut ist die räumliche Sphäre, in der sich das 

Privatleben entfaltet (vgl. BVerfGE 89, 1, 12, juris Rn. 34; BVerfGE 109, 279, 309, 

juris Rn. 107; BVerfGE 115, 166, 196, juris Rn. 116). Als spezielles Freiheitsrecht 

verdrängt Art. 13 Abs. 1 GG das aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 

GG folgende allgemeine Persönlichkeitsrecht, soweit Eingriffe in die räumliche 

Privatsphäre des Bewohners zu überprüfen sind (BVerfGE 109, 279, 325, juris 

Rn. 164; vgl. BVerfGE 115, 166, 187, juris Rn. 85). 

Die von Art. 13 Abs. 1 GG geschützte räumliche Privatsphäre ist im Streit-

fall betroffen. Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts waren die Kame-

ras gegenüber den Wohnungseingangstüren installiert und erfassten bei geöff-

neter Wohnungstür den Eingangsbereich innerhalb der Wohnungen. Ist im Trep-

penhaus des Mehrfamilienhauses keine andere Person wahrnehmbar anwe-

send, befinden sich die Beklagten hier - auch bei geöffneter Wohnungstür - in 

einer durch räumliche Abgeschiedenheit geprägten Situation, in der sie die be-

rechtigte Erwartung haben, nicht durch Dritte beobachtet zu werden. 

(β) Durch die Videoüberwachung und die Speicherung der Aufzeichnun-

gen wird außerdem das aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG abzuleitende 

allgemeine Persönlichkeitsrecht der Beklagten in seiner Ausprägung als Recht 

auf informationelle Selbstbestimmung beeinträchtigt. 

(αα) Dieses Recht tritt hier nicht hinter das ebenfalls betroffene Grundrecht 

aus Art. 13 GG zurück. Denn das allgemeine Persönlichkeitsrecht wird durch das 
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spezielle Freiheitsrecht dort nicht verdrängt, wo sich der Schutzbereich dieses 

Grundrechts mit demjenigen eines speziellen Freiheitsrechts nur partiell über-

schneidet, oder in den Fällen, in denen ein eigenständiger Freiheitsbereich mit 

festen Konturen erwachsen ist (BVerfGE 115, 166, 187, juris Rn. 85 mwN). 

So liegt es hier. Die Videoüberwachung der Eingangsbereiche der Woh-

nungen, die Speicherung der Aufzeichnungen und die "Verschriftlichung" der ge-

wonnenen Erkenntnisse in Protokollen erschöpfen sich nicht in der Überwindung 

der räumlichen Grenzen der Privatsphäre. Vielmehr erfahren diese Maßnahmen 

dadurch eine zusätzliche grundrechtsrelevante Qualität, dass sie Aufschluss 

über das Kommunikations- und Bewegungsverhalten der Beklagten geben sol-

len. Sie zielen auf die Erlangung von Hinweisen auf Art und Intensität ihrer Be-

ziehungen mit den die Wohnungen betretenden weiteren Personen ab. 

(ββ) Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung gewährt Schutz vor 

Gefährdungen und Verletzungen der Persönlichkeit, die sich unter den Bedin-

gungen moderner Datenverarbeitung aus informationsbezogenen Maßnahmen 

ergeben (BVerfGE 155, 119 Rn. 92). Die freie Entfaltung der Persönlichkeit setzt 

unter den modernen Bedingungen der Datenverarbeitung den Schutz des Ein-

zelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weiter-

gabe seiner persönlichen Daten voraus. Das Grundrecht gewährleistet damit die 

Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwen-

dung seiner persönlichen Daten zu bestimmen (vgl. BVerfGE 65, 1, 43, juris 

Rn. 149; 115, 166, 188 und 190, juris Rn. 87, 94; 120, 274, 311 f., juris Rn. 198; 

155, 119 Rn. 92; 162, 1 Rn. 318 ff., 337 ff., 357). 

(γγ) Dieses Recht wird durch die sich über einen Zeitraum von vier Wo-

chen erstreckende verdeckte Videoüberwachung der Eingangsbereiche der 

Wohnungen, die Speicherung der Aufzeichnungen und die "Verschriftlichung" 
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der gewonnenen Erkenntnisse in Protokollen erheblich beeinträchtigt. Die Vide-

oaufzeichnungen dokumentieren lückenlos, wann, wie oft und in welcher Beglei-

tung, in welcher Stimmung, mit welchem Gesichtsausdruck und in welcher Be-

kleidung die Betroffenen die jeweilige Wohnung betreten, verlassen oder auch 

nur die Wohnungstür geöffnet haben. Sie bilden auch ab, wie sie sich dabei ver-

halten haben. Aufgrund der Heimlichkeit der Aufzeichnungen hatten die Betroffe-

nen keine Möglichkeit, hiergegen Abwehrstrategien zu entwickeln und selbst zu 

entscheiden, ob sie diese ihrem Privatleben zuzurechnenden Informationen 

preisgeben wollen oder nicht. 

(γ) Die Abwägung führt zu einem Überwiegen der Schutzinteressen der 

Beklagten. Wie soeben dargestellt, wiegt die Beeinträchtigung ihrer Rechte auf 

Unverletzlichkeit der Wohnung und informationelle Selbstbestimmung schwer. 

Sie mussten unter den konkreten Umständen vernünftigerweise nicht mit der Er-

hebung und Verarbeitung der personenbezogenen Daten rechnen. Ihnen war die 

Möglichkeit genommen, ihr in der räumlichen Privatsphäre gezeigtes Verhalten 

an die Beobachtung anzupassen. Sie hatten auch keine Möglichkeit, auf den vor-

handenen Datenbestand einzuwirken. 

Zugunsten der Klägerin zu berücksichtigende besondere Umstände sind 

daneben nicht ersichtlich. Insbesondere war sie keiner Beweisnot ausgesetzt, da 

ihr, wie ausgeführt, nach den Feststellungen des Berufungsgerichts mildere Mit-

tel zum Nachweis etwaig anhaltender Gebrauchsüberlassungen zur Verfügung 

standen. 

b) Ein Grund zur Kündigung der Mietverhältnisse folgt auch nicht daraus, 

dass die Beklagte zu 1 die von ihr angemieteten Wohnungen zum Zeitpunkt der 

von der Klägerin veranlassten Wohnungsbesichtigung am 25. September 2017 
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unbefugt an Dritte überlassen hätte. Die Revision greift die tatrichterliche Würdi-

gung des Berufungsgerichts nicht an, wonach weder der hierbei festgestellte Zu-

stand noch die festgestellte Einrichtung einen zweifelsfreien Rückschluss auf die 

bisherige oder zukünftig beabsichtigte Nutzung zuließen (vgl. zur revisionsrecht-

lichen Überprüfung der Beurteilung der Beweiskraft von Indizien durch den 

Tatrichter Senatsurteil vom 3. Februar 1998 - VI ZR 356/96, VersR 1998, 634, 

juris Rn. 11). 

c) Ohne Erfolg macht die Revision geltend, das Berufungsgericht habe 

den Inhalt der Kündigungserklärungen nur unvollständig zur Kenntnis genommen 

und nicht berücksichtigt, dass die Klägerin ihre Kündigungen vom 15. Januar 

2018 nicht nur auf die im Zeitraum der Videoüberwachung erfolgte, sondern auf 

sämtliche ihr bekannt gewordenen Gebrauchsüberlassungen gestützt habe. Die 

tatrichterliche Auslegung der Kündigungserklärungen lässt keine Rechtsfehler er-

kennen. Soweit die Revision geltend macht, die Klägerin habe in den Kündi-

gungsschreiben zur Begründung der Kündigungen auch auf die mehrfachen Ab-

mahnungen und auf die Untermieter, die die Klägerin im Laufe der Zeit aufge-

sucht hatten, Bezug genommen, findet dies bereits im Wortlaut keinen hinrei-

chenden Anhalt. Ausweislich der Kündigungsschreiben sieht die Klägerin den die 

Kündigung rechtfertigenden Pflichtverstoß darin, dass die Beklagten zu 1 und 2 

die Wohnungen "trotz Abmahnung" bzw. "trotz mehrfacher Abmahnungen" ohne 

Genehmigung untervermieten. Frühere Gebrauchsüberlassungen sind schon 

nicht so fassbar geschildert, dass die Bezugnahme auf "diesen Sachverhalt" 

diese nach dem Verständnis der Empfänger des Schreibens erfassen würde. 

2. Die zwischen der Klägerin und den Beklagten zu 1 und 2 bestehenden 

Mietverhältnisse sind auch nicht durch die auf die Äußerung der Beklagten zu 1 

im Schriftsatz vom 1. August 2018 gestützten Kündigungen der Klägerin vom 

17. September 2018 beendet worden. Die Äußerung begründet weder einen zur 
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außerordentlichen Kündigung berechtigenden wichtigen Grund im Sinne von 

§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 BGB noch ein berechtigtes Interesse der Vermie-

terin an der Beendigung des Mietverhältnisses gemäß § 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB. 

Entgegen der Auffassung der Revision stellt sie keine Beleidigung der Klägerin, 

sondern eine von Art. 5 Abs. 1 GG geschützte zulässige Meinungsäußerung dar. 

a) Allerdings genießt die Klägerin als in der Form einer GmbH geführtes 

landeseigenes Unternehmen strafrechtlichen Ehrenschutz, wenn und soweit ihr 

sozialer Geltungsanspruch in ihrem Aufgabenbereich betroffen ist (vgl. § 194 

Abs. 3 StGB; Senatsurteile vom 22. April 2008 - VI ZR 83/07, BGHZ 176, 175 

Rn. 28 f.; vom 16. November 1982 - VI ZR 122/80, NJW 1983, 1183, 1184, juris 

Rn. 15; vom 12. April 2016 - VI ZR 505/14, VersR 2016, 938 Rn. 27; BVerfG, 

Beschluss vom 11. April 2024 - 1 BvR 2290/23, z.V.b. Rn. 29; jeweils mwN). 

Durch die Äußerung, "Überhaupt erinnern mich die Methoden der Klägerin an 

Stasi Praktiken, wo die Nachbarn sich gegenseitig ausspionieren und gegenei-

nander aussagen mussten, wie die Klägerin es möglicherweise zu DDR-Zeiten 

praktizierte, als im Dienste des Staates gewesen und diese Praktiken bis heute 

nicht ablegen kann", wird auch der soziale Geltungsanspruch der Klägerin in ih-

rem Aufgabenbereich beeinträchtigt. Die Äußerung ist geeignet, das Ansehen 

der Klägerin zu mindern. Denn die Beklagte zu 1 rückt die Vorgehensweise der 

Klägerin bei dem Versuch, eine vermutete weitere Gebrauchsüberlassung der 

Wohnungen zu verifizieren und Beweise hierfür zu erlangen, darin in die Nähe 

der von dem Staatssicherheitsdienst der DDR angewandten - die Grundwerte 

des demokratischen Rechtsstaats missachtenden - überwachungsstaatlichen 

Methoden. Durch den Zusatz, die Klägerin könne diese Praktiken nicht ablegen, 

wird zudem eine Hartnäckigkeit im Vorgehen zum Ausdruck gebracht. 

63 



-  36  - 
 
 
 

b) Die Klägerin hat die Äußerung aber hinzunehmen, weil die Beklagte 

zu 1 sie in Wahrnehmung berechtigter Interessen aufgestellt hat (Art. 5 Abs. 1 

GG, § 193 StGB). 

aa) Die Aussage der Beklagten zu 1 ist als Meinungsäußerung zu qualifi-

zieren, weil sie entscheidend durch das Element des Dafürhaltens und Meinens 

geprägt ist und eine subjektive Wertung enthält (vgl. Senatsurteile vom 16. De-

zember 2014 - VI ZR 39/14, AfP 2015, 41 Rn. 8 f.; vom 12. April 2016 - VI ZR 

505/14, VersR 2016, 938 Rn. 36). Sie fällt in den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 

GG. 

bb) Die damit nach dem Rechtsgedanken des § 193 StGB vorzuneh-

mende Abwägung zwischen den widerstreitenden Rechtspositionen, die der Se-

nat nach Lage der Dinge selbst vornehmen kann, geht zu Lasten der Klägerin 

aus. 

Zwar enthält die Äußerung der Beklagten zu 1 eine durchaus scharfe und 

zugespitzt formulierte Kritik des Verhaltens der Klägerin, die deren sozialen Gel-

tungsanspruch erheblich beeinträchtigt. Zugunsten der Beklagten zu 1 war aber 

zu berücksichtigen, dass sie die Äußerung im Rahmen der Verteidigung gegen 

die von der Klägerin erhobene Räumungsklage abgegeben hat, die diese unter 

anderem auf Erkenntnisse stützte, welche eine von ihr beauftragte Privatdetekti-

vin durch eine unzulässige verdeckte Videoüberwachung der Wohnungsein-

gangsbereiche erlangt hatte. Abgesehen davon, dass die Klägerin damit Anlass 

zu einer gewissen Kritik gegeben hatte, war das Gewicht der auf Seiten der Be-

klagten zu 1 zu berücksichtigenden rechtlich geschützten Interessen in dieser 

Situation durch die Auswirkungen des Rechtsstaatsprinzips erhöht. Die hieraus 

und aus dem Recht auf rechtliches Gehör folgende Befugnis, sich in einem ge-

richtlichen Verfahren wirkungsvoll zu verteidigen, erfordert neben institutionellen 
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Vorkehrungen auch, dass der Bürger gegenüber den Organen der Rechtspflege, 

ohne Rechtsnachteile befürchten zu müssen, diejenigen Handlungen vornehmen 

kann, die nach seiner von gutem Glauben bestimmten Sicht geeignet sind, sich 

im Prozess zu behaupten (vgl. BVerfG, NJW-RR 2010, 204 Rn. 32). Hieraus folgt, 

dass ein Verfahrensbeteiligter im "Kampf um das Recht" auch starke, eindringli-

che Ausdrücke benutzen darf, um seine Rechtsposition zu unterstreichen (vgl. 

BVerfGE 76, 171, 192, juris Rn. 55), zumal wenn es sich - wie im Streitfall - um 

Äußerungen handelt, die lediglich gegenüber Verfahrensbeteiligten abgegeben 

werden, ohne dass sie Außenstehenden zur Kenntnis gelangen. Dabei kommt es 

nicht darauf an, ob er seine Kritik auch anders hätte formulieren können, denn 

auch die Form der Meinungsäußerung unterliegt grundsätzlich der durch Art. 5 

Abs. 1 GG geschützten Selbstbestimmung (vgl. BVerfGE 54, 129, 138 f., juris 

Rn. 29; 76, 171, 192, juris Rn. 55; BVerfG, NJW-RR 2010, 204 Rn. 32). 

II. Auch die Revision der Beklagten zu 1 ist unbegründet. Sie hat weder 

aus eigenem noch aus abgetretenem Recht einen Anspruch auf Zahlung einer 

Geldentschädigung wegen der von der Privatdetektivin durchgeführten heimli-

chen Videoüberwachung. 

1. Entgegen der Auffassung der Revision hat das Berufungsgericht der 

Beklagten zu 1 zu Recht keine Geldentschädigung wegen Verletzung ihres all-

gemeinen Persönlichkeitsrechts durch die Videoüberwachung nach § 823 Abs. 1 

BGB i.V.m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG zuerkannt. 

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats begründet die schuld-

hafte Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts einen Anspruch auf eine 

Geldentschädigung, wenn es sich um einen schwerwiegenden Eingriff handelt 

und die Beeinträchtigung nicht in anderer Weise befriedigend aufgefangen wer-
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den kann. Ob eine so schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts vor-

liegt, dass die Zahlung einer Geldentschädigung erforderlich ist, kann nur auf-

grund der gesamten Umstände des Einzelfalls beurteilt werden. Hierbei sind ins-

besondere die Bedeutung und Tragweite des Eingriffs, ferner Anlass und Beweg-

grund des Handelnden sowie der Grad seines Verschuldens zu berücksichtigen 

(vgl. Senatsurteil vom 22. Februar 2022 - VI ZR 1175/20, VersR 2022, 830 Rn. 44 

mwN). Die Zubilligung einer Geldentschädigung unter den genannten Vorausset-

zungen findet ihre sachliche Berechtigung in dem Gedanken, dass das Persön-

lichkeitsrecht gegenüber schwerwiegenden Beeinträchtigungen anderenfalls 

ohne ausreichenden Schutz bliebe mit der Folge, dass der Rechtsschutz der Per-

sönlichkeit verkümmern würde (vgl. Senatsurteile vom 9. Juli 1985 - VI ZR 

214/83, BGHZ 95, 212, 215, juris Rn. 29; vom 15. September 2015 - VI ZR 

175/14, BGHZ 206, 347 Rn. 38; jeweils mwN). 

b) Nach diesen Grundsätzen ist die Zahlung einer Geldentschädigung 

nicht erforderlich. Zwar ist die Beeinträchtigung der räumlichen Privatsphäre der 

Beklagten zu 1 und ihres Rechts auf informationelle Selbstbestimmung - wie zu-

vor ausgeführt - erheblich. Zu berücksichtigen ist auch, dass es sich bei der Klä-

gerin, auf deren Veranlassung die Privatdetektivin tätig geworden ist, um ein lan-

deseigenes Unternehmen handelt, das unmittelbar an die Grundrechte gebunden 

ist (vgl. BVerfGE 128, 226 Rn. 50; BVerfG, NJW 2016, 3153 Rn. 25 ff.; BGH, 

Urteil vom 26. Juni 2015 - V ZR 227/14, VersR 2015, 117, juris Rn. 9). Auf der 

anderen Seite ist zu berücksichtigen, dass der rechtswidrige Eingriff nicht gegen 

die Grundlagen ihrer Persönlichkeit gerichtet ist; er trifft sie nicht im Kern ihrer 

Persönlichkeit. Der unantastbare Kernbereich der privaten Lebensgestaltung ist 

nicht tangiert. Auch ging das Verschulden der Klägerin über Fahrlässigkeit nicht 

hinaus. Nach den nicht angegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts 

nahm die für die Klägerin handelnde Person irrtümlich an, dass die von der Pri-
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vatdetektivin durchgeführte Überwachungsmaßnahme den Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit wahre. Beweggrund für das Handeln der Klägerin war es, in Er-

fahrung zu bringen und ggf. beweisbar zu machen, ob und wenn ja, welchen 

Dritten die Wohnungen zur Nutzung überlassen wurden. Dies geschah auch nicht 

ohne jeden nachvollziehbaren Anlass, sondern vor dem Hintergrund, dass in der 

Vergangenheit bereits Gebrauchsüberlassungen erfolgt waren. Schließlich ist bei 

der Gesamtwürdigung zu berücksichtigen, dass die Beklagte eine gewisse Ge-

nugtuung dadurch erfährt, dass die Rechtswidrigkeit der Videoüberwachung und 

-aufzeichnung im vorliegenden Verfahren festgestellt wird und ein Verbot der Ver-

wertung der daraus gewonnenen Erkenntnisse zur Folge hat. 

c) Ohne Erfolg rügt die Revision, das Berufungsgericht habe bei seiner 

Würdigung die erheblichen Gesundheitsbeeinträchtigungen außer Acht gelas-

sen, die die Beklagte zu 1 nach Kenntnisnahme der Kündigungen vom 15. Januar 

2018 erlitten habe. Derartige Beeinträchtigungen sind für die Entscheidung über 

den mit der Revision der Beklagten zu 1 weiterverfolgten Widerklageantrag zu 4 

irrelevant. Gegenstand dieses Antrags ist ausweislich seines Wortlauts, der Zu-

lassung der Revision in der Urteilsformel und der tatbestandlichen Wiedergabe 

der Anspruchsbegründung im Berufungsurteil (BU 4 Abs. 1) ein Anspruch auf 

Zahlung eines "Schmerzensgelds" wegen des in der heimlichen Videoüberwa-

chung liegenden rechtswidrigen Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

der Beklagten zu 1 (bis 3). Damit hat die Beklagte zu 1 eine - vom Schmerzens-

geld im Sinne des § 253 Abs. 2 BGB wegen der Verletzung eines der dort ge-

nannten Rechtsgüter zu unterscheidende (vgl. Senatsbeschluss vom 8. März 

2022 - VI ZB 14/21, ZfSch 2022, 259 Rn. 10) - Geldentschädigung wegen einer 

Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts geltend gemacht. Hierbei han-

delt es sich um ein besonderes Rechtsinstitut, das auf den Schutzauftrag aus 

Art. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG zurückgeht (vgl. Senatsurteile vom 5. Oktober 2004 

- VI ZR 255/03, BGHZ 160, 298, 302, juris Rn. 13; vom 6. Dezember 2005 - VI ZR 
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265/04, BGHZ 165, 203, 204 f., juris Rn. 8; Senatsbeschluss vom 8. März 2022 

- VI ZB 14/21, ZfSch 2022, 259 Rn. 10). Wie unter a) ausgeführt, dient die Zuer-

kennung einer Geldentschädigung dem Ausgleich einer schwerwiegenden Be-

einträchtigung des Persönlichkeitsrechts, die nicht in anderer Weise befriedigend 

aufgefangen werden kann, nicht hingegen dem Ausgleich von Beeinträchtigun-

gen anderer absolut geschützter Rechtsgüter. Die Wesensverschiedenheit der 

Ansprüche zeigt sich unter anderem darin, dass der Schmerzensgeldanspruch 

vererblich ist, der Anspruch auf Geldentschädigung wegen Verletzung des allge-

meinen Persönlichkeitsrechts hingegen grundsätzlich nicht (vgl. Senatsurteil vom 

29. November 2021 - VI ZR 258/18, BGHZ 232, 68 Rn. 10). Führt die Handlung, 

die eine Persönlichkeitsrechtsverletzung zur Folge hatte, auch zu einer Verlet-

zung der Gesundheit, so muss die darin liegende Beeinträchtigung zum Gegen-

stand eines Schmerzensgeldanspruchs (§ 253 Abs. 2 BGB) gemacht werden und 

kann nicht stattdessen zur Begründung einer schwerwiegenden Persönlichkeits-

rechtsverletzung herangezogen werden (vgl. Senatsbeschluss vom 8. März 2022 

- VI ZB 14/21, ZfSch 2022, 259 Rn. 10 ff.; s. auch Senatsurteil vom 22. Februar 

2022 - VI ZR 1175/20, VersR 2022, 830 Rn. 49). 

Einen solchen Anspruch hat die Beklagte zu 1 nicht geltend gemacht. 

2. Aus denselben Gründen, aus denen kein eigener Anspruch der Beklag-

ten zu 1 auf Zahlung einer Geldentschädigung aus § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1 

Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG wegen der Verletzung ihres allgemeinen Persönlich-

keitsrechts durch die Videoüberwachung besteht (vgl. die Ausführungen unter 

1. b), bestehen auch keine Geldentschädigungsansprüche der Beklagten zu 2 

und zu 3, die diese an die Beklagte zu 1 hätten abtreten können. Es bedarf daher 

keiner Entscheidung, ob derartige Ansprüche im Fall ihres Bestehens überhaupt 

hätten abgetreten werden können (ablehnend OLG München, KirchE 34 [2000], 
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254, 263; Rehbock in: Damm/Rehbock, Widerruf, Unterlassung und Schadens-

ersatz in Presse und Rundfunk, 2. Aufl., Rn. 750 ff.; Soehring/Hoene, Presse-

recht, 6. Aufl., Rn. 32.42; ablehnend für den Zeitraum vor Aufhebung des § 847 

BGB aF Senatsurteil vom 25. Februar 1969 - VI ZR 241/67, NJW 1969, 1110, 

1111, juris Rn. 33 ff.; zur Unvererblichkeit derartiger Ansprüche vgl. Senatsurteile 

vom 29. November 2021 - VI ZR 258/18, BGHZ 232, 68 Rn. 10 ff.; vom 23. Mai 

2017 - VI ZR 261/16, BGHZ 215, 117 Rn. 10 ff.; vom 29. April 2014 - VI ZR 

246/12, BGHZ 201, 45 Rn. 4 ff.; die Abtretbarkeit von Ansprüchen gem. Art. 41 

EMRK verneinend BGH, Urteil vom 24. März 2011 - IX ZR 180/10, BGHZ 189, 

65 Rn. 41 ff.; siehe auch den Überblick über die Rechtsprechung zur Abtretbar-

keit verschiedenartiger Entschädigungsansprüche in BGH, Beschluss vom 

18. Juni 2020 - IX ZB 11/19, ZIP 2020, 1565 Rn. 13 ff.). 
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